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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

langsam aber sicher dürfen wir uns auf den Frühling freuen. Passend dazu erscheint die neue   
Ausgabe der DWAZ aktuell, die ganz im Zeichen der bunten Jahreszeit steht. 

Wir freuen uns sehr, dass unsere Kollegin Anahita Fehmer ab 1. März 2023 wieder im Sekre-
tariat für uns tätig ist. Des Weiteren verbrachten wir am 19. Januar 2023 gemeinsam einen 
Mitarbeitertag, an dem sich alles um Fort- und Weiterbildung sowie Informationen der Ge-
schäftsleitung drehte. 

Am 15. Februar 2023 haben wir mit Patrick Rittinghaus das Team unserer Rechtsabteilung ver-
stärkt und freuen uns sehr, unser Beratungsgeschäft nun weiter ausbauen zu können. Ein guter 
Anlass, Ihnen diesen wachsenden Bereich unserer Kanzlei einmal genauer vorzustellen.

Außerdem informieren wir Sie zur Verjährung von 
Urlaubsansprüchen im laufenden Arbeitsverhältnis 
und zu steuerlichen Entlastungen für kleine Photo- 
voltaikanlagen ab 2022 und 2023.

Natürlich laden wir Sie auch wieder ganz herzlich 
zu unserem Unternehmerfrühstück im Juni ein. Das 
Thema lautet diesmal: „Aktuelle Entwicklungen im 
Arbeitsrecht“. Weitere Details dazu finden Sie auf 
Seite 8.

Wir wünschen Ihnen einen sonnigen und erhol-
samen April und natürlich wie immer viel Freude 
mit der Lektüre.
 
Ihr Frank Bemfert
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Wir freuen uns sehr, dass unsere 
Kollegin Anahita Fehmer ab 1. März 
2023 wieder im Sekretariat für uns 
tätig ist. Ihre zweite Elternzeit ist nun 
beendet und sie startet wieder in 
Teilzeit ins Berufsleben. Wir heißen 
sie herzlich willkommen!

Es gibt außerdem einen weiteren 
Grund zum Feiern: Anahita ist nun 
10 Jahre in unserer Kanzlei. Wir freu-
en uns mit ihr über das Betriebs-
jubiläum! Als gelernte Versiche-
rungskauffrau begann Anahita am  
1. März 2013 in unserem Sekretariat. 
Diesem Bereich ist sie bis heute treu 
geblieben. 

Die Schwerpunkte ihrer Tätigkeit 
sind neben dem Empfang unserer 
Mandanten die Bearbeitung des  
Posteingangs und die Betreuung des 
Mandantenservices „Unternehmen 
online“. Anahita ist eine aufgeschlos-
sene und fröhliche Kollegin mit dem 
Blick fürs Ganze und der Liebe zum 
Detail. Familie und Beruf lassen sich 
für sie gut vereinbaren. Dies ist auch 
für uns wichtig und wertvoll, um un-
sere Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zu unterstützen und zu fördern.

Dankeschön für Deine Treue und 
Loyalität, liebe Anahita – wir freuen 
uns auf die weitere gute Zusammen-
arbeit mit Dir!

DWAZ intern
Welcome back!

Am 19. Januar 2023 verbrachten wir ge-
meinsam einen Mitarbeitertag, an dem 
sich alles um Fort- und Weiterbildung 
sowie Informationen der Geschäftsleitung 
drehte. Wir bauen Altbewährtes weiter aus 
und richten gleichzeitig unseren Blick in die 
Zukunft. Die Themen des Tages betrafen 
vor allem die Weiterentwicklung unserer 
Kanzleiprozesse und die Chancen aus der 
Digitalisierung für unseren Arbeitsalltag 
und für unsere Mandanten. Neben der 
Thematik Datenschutz standen Perso-
nal und Mitarbeitergewinnung ebenfalls 
im besonderen Fokus. Im Rahmen einer  
anonymen und vertraulichen Befragung 
eines externen Dienstleisters hat es sich 
unsere Kanzlei zum Ziel gesetzt, die per-

DWAZ intern  
Mitarbeitertag 2023

DWAZ intern  
Wir stellen unsere 
Rechtsabteilung vor
Am 15. Februar 2023 haben wir mit Patrick 
Rittinghaus das Team unserer Rechtsabtei-
lung verstärkt und freuen uns sehr, unser 
Beratungsgeschäft nun weiter ausbauen 
zu können. Ein guter Anlass, Ihnen diesen 
wachsenden Bereich unserer Kanzlei ein-
mal genauer vorzustellen.

Im März haben wir nach langer, pan-
demiebedingter Pause endlich wieder 
zu unserem Unternehmerfrühstück in  
Präsenz einladen können. Jörg Bringmann 
und Klaus Büchsenschütz referierten zur 
aktuellen Thematik „Photovoltaikanla-
gen Spezial: Wichtige Änderungen für 
2022 (rückwirkend) und 2023“. 

Hierzu finden Sie ebenfalls einen Fachbei-
trag in dieser Ausgabe. Die beiden Termine 
in Kassel und Bad Wildungen waren sehr 
gut besucht, wir freuen uns über die po-
sitive Resonanz und das rege Interesse  

DWAZ intern
Unternehmer- 
frühstück

unserer Mandanten! Sowohl den fach-
lichen als auch den persönlichen Aus-
tausch in angenehmer Atmosphäre 
schätzten alle Beteiligten sehr. Im näch-
sten Quartal wird es wieder eine Einladung 
geben, bitte informieren Sie sich dazu auf 
der Rückseite dieser Ausgabe und notie-
ren Sie sich gerne den Termin.

sönliche Zufriedenheit der Mitarbeiter- 
innen und Mitarbeiter zu erfragen. Was ist 
uns wichtig? Was gefällt uns? Was wollen 
wir verändern? Eine moderne Ausstattung, 
interessante und verantwortungsvolle Auf-
gaben sowie leistungsgerechtes Gehalt sind 
wesentlich. Doch Wertschätzung, die Stim-
mung im Team und Begegnung auf Augen-
höhe sind Dinge, die uns ausmachen. Wir 
freuen uns auf das Feedback!

Am späten Nachmittag wurde auf unserer 
Außenterrasse winterlich im Schnee gegrillt. 
Mit leckeren Bratwürstchen, Brötchen und 
selbstgemachten Salaten ging der Seminar-
tag zu Ende.
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Bereits seit dem 1. April 2022 haben wir 
mit unserer Rechtsanwältin Stefanie Linge-
mann die Neuaufstellung unserer Rechts-
abteilung begonnen. Frau Lingemann 
absolvierte ihr Studium der Rechtswis-
senschaften in Trier und Málaga (Spanien) 
sowie ihr Referendariat in Budapest. Sie ist 
im gesamten Zivilrecht tätig. Ihre Schwer-
punkte sind

   • Vertragsrecht
   • Immobilienrecht
   • Erbrecht

Bei notariellen Anliegen steht Ihnen Frau 
Lingemann sehr gerne als Notarin mit 
Amtssitz in Melsungen zur Verfügung. Frau 
Lingemann ist verheiratet. In ihrer Freizeit 
tanzt sie und genießt die Natur bei langen 
Fahrradausflügen.

Unser Rechtsanwalt Patrick Rittinghaus 
ist staatlich geprüfter Betriebswirt und  
Fachanwalt für Handels- und Gesell-
schaftsrecht. Er schloss sein Studium 
der Rechtswissenschaften sowie sein  
Referendariat in Marburg ab. Seine Schwer-
punkte sind 

   • Arbeitsrecht
   • Unternehmensgründungen 
   • Umwandlungen
   • Gestaltung von Gesellschafts-
      verträgen und Satzungen
   • Handelsrecht und 
      Handelsvertreterrecht
   • Geschäftsführerhaftung

Herr Rittinghaus ist verheiratet und hat einen 
Sohn. Seine Freizeit verbringt er gern als pas-
sionierter Taucher und in der Kletterhalle. 

Was bieten wir Ihnen?
Erstklassige Beratung in allen Rechtsge-
bieten mit dem Blick für das Wesentliche! 
Durch geprüfte Fachanwälte für Handels- 
und Gesellschaftsrecht stellt unser Haus 
dabei seine Expertise in den Dienst Ihres 
Unternehmens. 

Wir helfen Ihnen bei Fragen zur Grün-
dung, bei Gesellschafterbeschlüssen, bei 
Veränderungen oder Umstrukturierung 
Ihrer Gesellschaften bis hin zur Nachfol-
geregelung sowie bei der rechtssicheren 
Gestaltung von Verträgen und Satzungen 
jeder Art. Auch in allen Bereichen des Han-
delsrechts können Sie auf uns zählen. Die 
Durchsetzung berechtigter und die Ab-
wehr unberechtigter Ansprüche aus dem 
Handels- und dem Handelsvertreterrecht 
sind bei der DWAZ in guten Händen.

Im Bereich des Arbeitsrechts unterstützen 
wir Sie von der Begründung des Arbeits-
verhältnisses bis zu seiner Beendigung. 
Wir prüfen und gestalten für Sie maßge-
schneiderte Arbeitsverträge, unterstüt-
zen Sie bei jeglicher Personalmaßnahme 
im laufenden Arbeitsverhältnis sowie bei 
dessen Beendigung. Auch im Bereich der 
Statusfeststellung können Sie unsere Hilfe 
in Anspruch nehmen. Wir sind spezialisiert 
auf den Bereich der Geschäftsführerhaf-
tung, insbesondere auch bei Inanspruch-
nahme durch die Sozialversicherungsträ-
ger und die Einzugsstellen.

Wir beraten Sie umfassend dazu, was 
Sie bei der Nachlassplanung sowohl im 
privaten als auch im unternehmerischen 
Bereich beachten sollten. Durch unsere 
Spezialisierung auf das Erbrecht sind wir 

tagtäglich mit diesen Themen betraut und 
können Ihnen durch unsere fachliche Kom-
petenz sowohl beratend vor dem Erbfall 
als auch danach zur Seite stehen.

Wir beraten Sie über die Möglichkeiten, 
bereits zu Lebzeiten Vermögen auf Famili-
enangehörige oder Dritte zu übertragen. 
Dazu helfen wir Ihnen bei der Errichtung 
eines Testaments oder eines Erbvertrags. 
Verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten 
wie Erbverzichts- oder Pflichtteilsver-
zichtsverträge und die Ausnutzung von 
steuerlichen Freibeträgen finden hierbei 
Berücksichtigung.

Wenn der Erbfall bereits eingetreten ist, 
klären wir gemeinsam mit Ihnen die recht-
liche Stellung als gesetzlicher Erbe, als te-
stamentarischer Erbe oder als Vermächt-
nisnehmer. Bei der Auseinandersetzung 
von Miterbengemeinschaften vertreten 
wir Ihre rechtlichen und wirtschaftlichen 
Interessen. Wir machen Ihre Pflichtteilsan-
sprüche und Ihre Pflichtteilsergänzungs-
ansprüche geltend. Diese Beratungen 
umfassen auch die Errichtung von Patien-
tenverfügungen, Betreuungsvollmachten 
und Vorsorgevollmachten.

In allen Gebieten vertreten wir unsere 
Mandanten außergerichtlich und gericht-
lich. Unsere Wirtschaftskanzlei zeichnet 
sich dabei durch eine hocheffektive und 
professionelle Prozessführung aus.

Wir freuen uns, Ihnen mit Rat und Tat zur 
Seite zu stehen!

Leitsatz:
Urlaub verjährt nur nach Warnhinwei-
sen des Arbeitgebers

Der Mindesturlaub verjährt innerhalb 
von drei Jahren, wenn der Arbeitgeber 
seine Warn- und Mitwirkungspflichten 
erfüllt: Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 
20.12.2022, 9 AZR 266/20.

Rechtliches
Zur Verjährung von Urlaubsansprüchen im laufenden  
Arbeitsverhältnis

An dieser Stelle möchte ich Sie über die 
Auswirkungen einer der jüngsten Entschei-
dungen des Bundesarbeitsgerichts infor-
mieren, die auch für Ihr Unternehmen von 
Bedeutung ist und zukünftig Beachtung 
finden muss. 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat klarge-
stellt, dass Ansprüche von Arbeitnehmern 

auf den gesetzlichen Mindesturlaub nur 
dann im Rahmen der Regelverjährung 
verfallen, wenn Sie als Arbeitgeber zuvor 
Ihre Arbeitnehmer auf den drohenden 
Verfall hingewiesen haben. Andernfalls 
bleiben die Urlaubsansprüche langfristig 
bestehen. Dies kann insbesondere im Falle 
einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
zu erheblichen Zahlungsansprüchen des 
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Mit dem Jahressteuergesetz 2022, wel-
chem der Bundesrat am 16.12.2022 zu-
gestimmt hat und das am 20.12.2022 im 
Bundesgesetzblatt verkündet wurde, er-
geben sich wesentliche Änderungen für 
kleinere Photovoltaikanlagen bis 30 kWp 
für die Einkommensteuer (rückwirkend ab 
dem 01.01.2022) und für die Umsatzsteuer 
(ab dem 01.01.2023).

Einkommensteuer ab dem 01.01.2022
Mit dem Jahressteuergesetz wurde in § 3 
EStG, der die steuerfreien Einnahmen re-
gelt, eine neue Nummer 72 eingefügt. Da-
nach sind rückwirkend ab dem 01.01.2022 
die Einnahmen von Photovoltaikanlagen 
mit einer installierten Gesamtleistung 
von bis zu 30 kWp, die auf, an oder in Ein-
familienhäusern oder nicht zu Wohnzwe-
cken dienenden Gebäuden (z.B. Gewer-
beimmobilien, Garagen usw.) installiert 
wurden, einkommensteuerfrei gestellt. 
Die Steuerbefreiung gilt für den Betrieb 
mehrerer Anlagen des Steuerpflichtigen 
bis max. 100 kWp. Die Steuerbefreiung 
gilt unabhängig von der Verwendung 
des erzeugten Stroms (Einspeisung oder 
Selbstnutzung). Somit kann das privat 
oder betrieblich genutzte E-Auto steuer-
frei aufgeladen oder Mietern zur Nutzung 
überlassen werden. Mittelbar ergeben 
sich auch Auswirkungen auf die bis zum 
31.12.2021 angesetzten Aufwendungen 
als Betriebsausgaben. Die Regel des § 3c 

Rechtliches
Steuerliche Entlastungen für kleine Photovoltaikanlagen  
ab 2022 und 2023

EStG kommt mit der Steuerfreistellung 
ebenfalls ab dem 01.01.2022 zur Anwen-
dung. Danach können Aufwendungen im 
Zusammenhang mit den betreffenden PV-
Anlagen nicht mehr einkommensteuerlich 
abgesetzt werden. Für die Erstellung der 
Einkommensteuererklärung bedeutet dies 
eine erhebliche Vereinfachung, da eine ge-
sonderte Gewinnermittlung für diese PV-
Anlage nicht mehr erstellt werden braucht.  

Umsatzsteuer ab dem 01.01.2023
Ebenfalls durch das Jahressteuergesetz 
2022 wurde ein neuer Absatz 3 in § 12 
UStG eingefügt. Danach ist ab 2023 die 
Lieferung, die Einfuhr und der innerge-
meinschaftliche Erwerb für die Installation 
einer PV-Anlage bis 30 kWp – einschließlich 
eines Stromspeichers – an den Betreiber 
mit 0 % Umsatzsteuer zu versteuern. Bis-
her galt hierfür der allgemeine Steuersatz 
von 19 %. 

Diese Änderung entlastet die meisten 
Betreiber kleiner PV-Anlagen auch von 
der Bürokratie. Denn aufgrund des Steu-
ersatzes mit 0 % können diese die Klein-
unternehmerregelung ohne finanzielle 
Nachteile anwenden. Eine Umsatzsteu-
ererklärung ist nicht mehr abzugeben.  
Begünstigt sind alle PV-Anlagen bis 30 
kWp, die auf oder in der Nähe von Privat-
wohnungen oder Wohnungen installiert 
werden. Ebenso begünstigt sind Anlagen 

auf und an öffentlichen oder anderen 
Gebäuden, die für dem Gemeinwohl die-
nende Tätigkeiten genutzt werden. Per 
gesetzlicher Fiktion gelten diese Voraus-
setzungen als generell erfüllt, sofern die 
installierte Bruttoleistung nicht mehr als 
30 kWp beträgt.

Die Lieferung an Zwischenhändler ist je-
doch nach wie vor mit 19 % Umsatzsteuer 
zu versteuern und wird durch den neuen 
§ 12 Abs. 3 UStG nicht erfasst.   

Laufende Wartungsarbeiten und Repara-
turen an PV-Anlagen, die nach erfolgter 
Inbetriebnahme notwendig werden, wer-
den allerdings durch den neuen § 12 Abs. 
3 UStG ebenfalls nicht erfasst. Diese Leis-
tungen sind nach wie vor mit 19 % Umsatz-
steuer zu besteuern. 

Diese Neuregelungen tragen wesentlich 
zum steuerlichen Bürokratieabbau bei. 
Allerdings bleibt eine Reihe von Zweifels-
fragen offen, die noch zu klären sind. 

Möchten Sie in eine neue 30 kWp Anlage 
investieren oder liefern Sie entsprechende 
Module an Betreiber, sprechen Sie uns an. 
Gerne klären wir Ihre Fragen und geben 
wichtige Hinweise für Ihr Vorhaben. 

ausscheidenden Arbeitnehmers führen.
Die gesetzlichen Vorschriften über die 
Verjährung von Ansprüchen sehen im Re-
gelfall eine Verjährungsfrist von drei Jahren 
vor. Die dreijährige Verjährungsfrist begin-
nt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und in 
dem der Gläubiger die anspruchsbegrün-
denden Tatsachen erfahren hat oder hätte 
erfahren müssen, §§ 193, 199 Abs.1 Bür-
gerliches Gesetzbuch (BGB).

Diese Normen finden auch für den gesetz-
lichen Mindesturlaub von vier Wochen pro 
Jahr Anwendung. Der Beginn der Verjährung 

muss jedoch nicht zwingend mit dem Ende 
des jeweiligen Urlaubsjahres eintreten. Nach 
der Rechtsprechung des BAG beginnt die 
Verjährung nämlich erst mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer über seinen Urlaubsan-
spruch und die gesetzlichen Verfallsfristen 
informiert hat, so das Bundesarbeitsge-
richt (BAG) in einem Grundsatzurteil vom 
20.12.2022 (9 AZR 266/20 - Pressemittei-
lung des Gerichts).

Was bedeutet das für Sie konkret?
Sie müssen zukünftig sicherstellen, Ihre 
Arbeitnehmer am Schluss eines jeden  

Urlaubsjahres auf den bestehenden Rest-
urlaub hinzuweisen und auch darauf, dass 
dieser verfällt, sofern er nicht genommen 
wird. Achtung: Die o.g. Verjährungsfrist 
betrifft ausschließlich den gesetzlichen 
Mindesturlaub. Für freiwillig gewährten 
Zusatzurlaub können abweichende Verein-
barungen z.B. im Arbeitsvertrag vereinbart 
werden. 

Bei Rückfragen zu dieser Thematik spre-
chen Sie uns an! Wir unterstützen Sie 
gerne.
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Abschreibungen im Wohnungsbau
Für Fertigstellungen ab 01.01.2023 wird die 
lineare Abschreibung für Wohngebäude 
von 2 % auf 3 % angehoben. Auch für den 
Mietwohnungsbau wurden bessere Ab-
schreibungsmöglichkeiten beschlossen: Die 
Sonderabschreibung wird fortgeführt, wird 
aber an klimafreundliches Bauen gekop-
pelt. Laut Gesetz können für vier Jahre je-
weils 5 % der Herstellungskosten steuerlich 
abgesetzt werden, solange die Baukosten 
nicht über 4.800 Euro pro Quadratmeter 
liegen und der sehr hohe Standard des En-
ergieeffizienzhauses 40 eingehalten wird.

Altersvorsorge
Der vollständige Sonderausgabenabzug für 
Altersvorsorgeaufwendungen soll schon ab 
2023 vollzogen werden. Bisher waren für 
2023 noch 96 % und 98 % für 2024 vor-
gesehen. Mithilfe der Änderung soll eine 
doppelte Besteuerung vermieden werden.

Immobilienerbe wird teurer
Die Übertragung von Immobilienvermö-
gen – etwa durch Schenkungen und Erb-
schaften – wird teurer: Änderungen im 
Bewertungsgesetz können dazu führen, 
dass bei der Wertermittlung einer Immo-
bilie der steuerliche Wert ab Jahresanfang 
2023 höher angesetzt werden muss. Ziel 
ist eine verkehrswertnähere Bewertung. 
Dadurch könnten Erbschaft-, Schenkung- 
und Grunderwerbsteuer höher ausfallen.

Steuer-ID: Direkter Auszahlungsweg
Mit dem Jahressteuergesetz wird erstmals 
in Sonderfällen auch die direkte Auszah-
lungsmöglichkeit staatlicher Hilfen unter 
Nutzung der steuerlichen Identifikations-
nummer geschaffen. Dadurch soll die Aus-
zahlung bestimmter zukünftiger Leistungen 
des Bundes wie zum Beispiel Nothilfen oder 
Klimagelder erleichtert werden.
 
Steuerfragen rund um die Dezember-
Soforthilfe
Diese Soforthilfe ist am 14.11.2022 vom 
Bundesrat beschlossen worden und am 
19.11.2022 in Kraft getreten. Entsprechend 
ihrer Abkürzung „EWSG“ betrifft sie staat-
liche Maßnahmen gegen die erheblich 
gestiegenen Energiekosten bei den Letzt-
verbrauchern für Erdgas und Fernwärme. 
Sie tritt neben die Energiepreispauschale 
von einmalig 300 Euro zur Abfederung der 
Strompreiserhöhungen. Anspruchsberech-
tigt sind einmal private Haushalte sowie 

gewerbliche und industrielle Abnehmer 
mit einem Gasverbrauch von jährlich bis 
zu 1,5 Mio. kWh. Die Entlastung bestand in 
der Übernahme der Gas-Abschlagszahlung 
für den Monat Dezember 2022 durch den 
Staat. Für die Fernwärme wurde eine pau-
schale Zahlung als Zuschuss geleistet, die 
sich an der Abschlagszahlung für den Sep-
tember 2022 orientierte. Diese vom Staat 
getragenen Leistungen sind für bestimmte 
Empfänger steuerpflichtig. Das Jahressteu-
ergesetz 2022 enthält dafür einen eigens 
dafür geschaffenen Abschnitt (XVI. Besteu-
erung der Gas-/Wärmepreisbremse) mit 
vier Normen (§§ 123 – 126 EStG). 

Zunächst wird festgelegt, dass diese Sofort-
hilfe erst ab den Grenzen der Steuerpflicht 
zum Solidaritätszuschlag steuerpflichtig 
wird. D. h. ab einem steuerpflichtigen Ein-
kommen von 66.915 Euro für die Einzel-
veranlagungen und von 133.830 Euro für 
Zusammenveranlagungen von Ehegatten. 
Ab einem steuerpflichtigen Einkommen 
von 104.009 Euro bzw. 208.018 Euro ist die 
gesamte Soforthilfe steuerpflichtig. Für die 
Einkünfte zwischen diesen jeweiligen Beträ-
gen wird die Bezeichnung „Milderungszone“ 
eingeführt. Für die Einkommensteuerpflicht 
der Dezember-Hilfe zwischen diesen bei-
den Beträgen - also in der Milderungszone 
- kann nur der Gesetzestext als Erklärung 
des Betrages der Steuerpflicht weiterhel-
fen: „Im Bereich der Milderungszone ist als 
Zurechnungsbetrag nach § 123 Abs. 2 nur 
der Bruchteil der Entlastungen des § 123 
Abs. 1 einzubeziehen, der sich als Differenz 
aus dem individuellen zu versteuernden 
Einkommen des Steuerpflichtigen und der 
Untergrenze der Milderungszone dividiert 
durch die Breite der Milderungszone er-
gibt.“ Bleibt nur noch anzumerken, dass 
die Versteuerung in dem Jahr erfolgen soll, 
in dem die Versorgungsbetriebe über die 
Beträge der Soforthilfe eine Abrechnung 
erteilen! Dies dürfte in der Regel das Jahr 
2023 sein. Bis zur Abgabe dieser Steuer-
erklärung wird die Steuerpflicht in der Mil-
derungszone sicherlich genauer erläutert 
werden können.

Erträge aus Mitarbeiterbeteiligungen: 
Einkünfte aus Kapitalvermögen oder 
aus nichtselbstständiger Arbeit?
Wenn sich ein Arbeitnehmer kapitalmäßig 
an seinem Arbeitgeber beteiligt, kann die 
Beteiligung eigenständige Erwerbsgrund-
lage sein, sodass damit in Zusammenhang 

stehende Erwerbseinnahmen und Erwerbs- 
aufwendungen in keinem einkommensteu-
errechtlich erheblichen Veranlassungs-
zusammenhang zum Arbeitsverhältnis 
stehen. So entschied das Finanzgericht 
Baden-Württemberg. Der Arbeitnehmer 
nutzt in diesem Fall sein Kapital als eine 
vom Arbeitsverhältnis unabhängige und 
eigenständige Erwerbsgrundlage zur Ein-
künfteerzielung. Die daraus erzielten lau-
fenden Erträge sind dann keine Einkünfte 
aus nichtselbstständiger Arbeit, sondern 
solche aus Kapitalvermögen.

BMF-Schreiben zum Nullsteuersatz  
bestimmter Photovoltaikanlagen
Das Schreiben stellt etliche Punkte klar, die 
in der Praxis für Verunsicherung gesorgt 
hatten. Das BMF stellt nunmehr sicher, dass 
der Verkauf oder auch die unentgeltliche 
Übertragung einer PV-Anlage durch einen 
Unternehmer (der kein Kleinunternehmer 
ist) an einen Erwerber eine nicht steuerbare 
Geschäftsveräußerung im Ganzen darstel-
len wird. Wenn der Erwerber die Kleinun-
ternehmerregelung in Anspruch nehmen 
möchte, muss er folglich die Regelungen zur 
Vorsteuerberichtigung im Auge behalten.
In der Vergangenheit haben viele Betreiber 
von PV-Anlagen auf die umsatzsteuerliche 
Kleinunternehmerregelung verzichtet, weil 
es für sie wirtschaftlicher war, bei der An-
schaffung den Vorsteuerabzug geltend 
zu machen. Folglich mussten sie privat 
verbrauchten Strom der Wertabgabenbe-
steuerung unterwerfen. Die in Abzug ge-
brachte Vorsteuer wurde so nachgelagert 
ausgeglichen. Daran ändert sich auch nach 
dem 31.12.2022 nichts. Unternehmer, die 
ab 2023 eine PV-Anlage erwerben, können 
aufgrund des Nullsteuersatzes hingegen 
keine Vorsteuer in Abzug bringen. Das BMF-
Schreiben stellt klar, dass daher kein Aus-
gleich eines Vorsteuerabzugs erforderlich 
ist und folglich anders als bislang bei der 
privaten Stromentnahme keine unentgelt-
liche Wertabgabe zu versteuern ist. Neu-
anlagen-Betreiber generieren somit einen 
wirtschaftlichen Vorteil.

Altanlagen aus dem Unternehmensvermö-
gen zu entnehmen und im Privatvermögen 
zu nutzen, dürfte attraktiver werden. Die 
Entnahme einer Altanlage ist zwar steuer-
bar, soll aber unter den übrigen Voraus-
setzungen (nur) mit dem Nullsteuersatz 
besteuert werden. An dieser Stelle sieht 
das Schreiben eine gravierende Einschrän-
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kung vor. Die Entnahme soll nur möglich 
sein, wenn mindestens 90 % des erzeugten 
Stroms für nichtunternehmerische Zwecke 
verwendet wird.

Hinweis: Aus Sicht des Deutschen Steu-
erberaterverbands e.V. fehlt es hierfür an 
einer gesetzlichen Grundlage! Er fordert 
daher, auf die 90 %‑Grenze zu verzichten.

Wertermittlungsmethoden bei einem 
Grundstück für Zwecke der Schenk-
ungsteuer
Wer seinem Sohn oder der Tochter ein be-
sonderes Geschenk zu einem besonderen 
Anlass machen will, der schenkt ihm oder 
ihr ein kleines Häuschen für die neue Le-
bensphase. Das machte in dem nachfol-
genden Beispielsfall ein Vater, der aber 
so vernünftig war, dass er der Tochter die 
Auswahl des Grundstücks mit Gebäude, 
Carport und Garten überließ und das von 
der Tochter mit notarieller Urkunde erwor-
bene Grundstück nur (!) bezahlte. Neben 
dem Kaufpreis von 900.000 Euro über-
nahm er auch die Grunderwerbsteuer und 
die Notar- und Grundbuchkosten. Nach 
der Hochzeitsfeier kam das zuständige 
Finanzamt auf den Vater zu und verlangte 
eine Schenkungsteuererklärung - diese 
Steuer hatte er in dem Schenkungsvertrag 
mit der Tochter auch übernommen. 

Der Vater ermittelte den Wert des Grund-
stücks nach dem im Bewertungsgesetz 
beschriebenen Sachwertverfahren mit 
rd. 520.000 Euro. Das für Einfamilienhäu-
ser vorrangig anzuwendende Vergleichs-
wertverfahren berücksichtigte er nicht, 
weil der Gutachterausschuss für Grund-
stücke mitgeteilt hatte, dass für die Lage 
des Grundstücks kein Vergleichswert vor-
handen war. Der schenkungsteuerliche 
Wert belief sich damit inklusive der über-
nommenen Grunderwerbsteuer von 6,5 % 
und der Notar- und Grundbuchkosten auf 
593.000 Euro. Dazu kam dann noch die 
Schenkungsteuer selbst, die der Vater 
übernommen hatte. Das Finanzamt folgte 
in seinem Schenkungsteuerbescheid aber 
dem ermittelten Wert nicht, sondern ging 
vom Kaufpreis aus, weil dieser ja als Ver-
gleichspreis zur Verfügung stand. Da der 
Vater aber dieser Argumentation nicht fol-
gen wollte, kam der Fall vor das Finanzge-
richt und schließlich zum Bundesfinanzhof.  
Der Bundesfinanzhof vertrat in seinem 
Urteil die Auffassung, dass bei fehlenden 

Vergleichspreisen für andere Grundstücke 
auch ein zeitnah zur Schenkung vereinbar-
ter Kaufpreis für das betreffende Grund-
stück maßgebend sein kann. Dieser Kauf-
preis lag hier vor. Durch die Anwendung 
des Vergleichswertes belief sich die Schen-
kungsteuer damit auf 125.200 Euro anstatt 
einer Steuer von 23.562 Euro bei der Be-
wertung nach dem Sachwertverfahren. 
Die unterschiedlichen Beträge ergeben 
sich wie folgt:

Rechnung Sachwert 
593.000 Euro (Ausgangswert) – 400.000 
Euro (Freibetrag) = 193.000 Euro + 21.230 
Euro (11 % übernommene Steuer) = 
214.230 Euro (stpfl. Wert) davon 23.562 
Euro (11 % Steuer)

Rechnung Vergleichswert 
973.000 Euro (Vergleichswert) – 400.000 
Euro (Freibetrag) = 573.000 Euro + 85.950 
Euro (15 % übernommene Steuer) = 
658.950 Euro (stpfl. Wert) davon 125.200 
Euro (15 % Steuer)

An diesem Beispielsfall wird erkennbar, 
welche Tücken bei solchen Transaktionen 
lauern und welch erhebliche Auswirkung 
die unterschiedlichen Bewertungsverfah-
ren auf die festzusetzende Steuer haben.

Grunderwerbsteuer bei Grundstücks-
veräußerung unter Nießbrauchsvor-
behalt
Wenn der Grundstückskäufer ohne an-
gemessene Vergütung dem Verkäufer 
(oder einem Dritten) Nutzungsrechte 
an dem Grundstück (Nießbrauchs- und 
Wohnungsrechte) belasse, liege darin 
ein geldwerter Vorteil, den der Käufer für 
den Erwerb der Sache hingebe und der 
deshalb in die grunderwerbsteuerliche 
Bemessungsgrundlage einzubeziehen 
sei. Dies entschied das Finanzgericht 
Baden-Württemberg. Wenn jedoch der 
Grundstücksverkäufer die vorbehaltenen 
Nutzungen angemessen vergütet, liegt in 
der Nutzungsüberlassung keine Gegen-
leistung für das Grundstück i. S. Grund-
erwerbsteuergesetzes. Ob sich der Ver-
käufer Nutzungen ohne angemessenes 
Entgelt vorbehalten hat, ist durch Ausle-
gung des Kaufvertrags zu ermitteln.

Kostendeckelung bei Leasingfahrzeu-
gen und EÜR
Eine beim Vertragsabschluss geleistete 

Leasingsonderzahlung für einen Firmen-
wagen ist laut Bundesfinanzhof für Zwe-
cke der Kostendeckelung auch dann pe-
riodengerecht auf die einzelnen Jahre des 
Leasingzeitraums zu verteilen, wenn der 
Steuerpflichtige seinen Gewinn durch Ein-
nahmen-Überschuss-Rechnung ermittelt. 

Hinweis: Mit dieser Entscheidung ist der 
Bundesfinanzhof der Linie der Finanzver-
waltung gefolgt und hat eine früher bei 
Einnahmen-Überschuss-Rechnern be-
liebte Gestaltung verworfen.

Plattformen-Steuertransparenzgesetz
Seit dem 01.01.2023 ist das Plattformen-
Steuertransparenzgesetz in Kraft getreten. 
Durch das Gesetz werden private Verkäufe 
an das Finanzamt gemeldet, wenn nicht 
bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Alle 
Online-Marktplätze wie Amazon, eBay und 
andere, welche digitale Dienstleistungen 
anbieten, sowie eBay Kleinanzeigen, Fa-
cebook Marketplace und Airbnb, sind zur 
Meldung verpflichtet. Private Nutzer, die 
pro Kalenderjahr mehr als 30 Verkäufe auf 
einer Plattform tätigen oder mit ihren Ver-
käufen auf Online-Marktplätzen mehr als 
2.000 Euro Einnahmen erzielen, müssen 
automatisch an das Finanzamt gemeldet 
werden.

Alle gewerblichen Nutzer, also Einzelhänd-
ler, die auf entsprechenden Plattformen 
Waren verkaufen, müssen von den Platt-
formbetreibern mit all ihren getätigten 
Verkäufen an das Bundeszentralamt 
für Steuern gemeldet werden. Bis zum 
31.01.2024 müssen die betroffenen Platt-
formbetreiber dem Bundeszentralamt für 
Steuern Daten über alle Verkäufe des Ka-
lenderjahres, die Namen der Verkäufer, die 
Steueridentifikationsnummer, die Postan-
schrift, die Bankverbindung und alle rele-
vanten Transaktionen übermitteln.

Hinweis: Die Meldepflicht gilt pro Platt-
form. Jedem, der über entsprechende 
Plattformen handelt, muss bewusst sein, 
dass über die Meldepflichten ein noch ge-
nauerer Abgleich mit den erklärten Um-
satzgrößen durch die Finanzverwaltung 
möglich ist. Das Plattformen-Steuertrans-
parenzgesetz betrifft nicht nur Verkäufe 
von Waren, sondern auch den Verkauf von 
digitalen Dienstleistungen (z. B. Übernach-
tungen über Airbnb, Verkauf von Eintritts-
karten über Online-Plattformen).
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Ermäßigter Umsatzsteuersatz in Gas-
tronomie und 9,5 % Vorsteuerpau-
schale für Landwirte zum 01.01.2023
Der Bundesrat beschloss am 07.10.2022, 
dass es bis Ende 2023 beim reduzierten 
Umsatzsteuersatz von 7 % auf Restau-
rant- und Verpflegungsdienstleistungen 
(mit Ausnahme der Abgabe von Getränken) 
bleibt. Außerdem wurden der Durch-
schnittssatz und die Vorsteuerpauschale 
für Landwirte ab 01.01.2023 auf 9 % an-
gepasst. 

Homeoffice-Pauschale: Die Homeoffice-
Pauschale hat der Gesetzgeber auf sechs 
Euro pro Tag ab 01.01.2023 angehoben 
und dauerhaft eingeführt. Sie kann ab 
01.01.2023 für bis zu 210 Tage statt bis-
her 120 Tage im Jahr in Anspruch genom-
men werden. Beschäftigte können dann 
maximal 1.260 Euro pro Jahr statt bisher 
600 Euro absetzen. Diesen Höchstbetrag 
können Beschäftigte nutzen, die an 210 
Tagen im Jahr im Homeoffice arbeiten - un-
abhängig davon, ob es sich um eine oder 
verschiedene berufliche Tätigkeiten han-
delt. Die Homeoffice-Pauschale gilt auch, 
wenn kein häusliches Arbeitszimmer zur 
Verfügung steht.

Aber: Das Finanzamt gewährt die Home-
office-Pauschale nicht zusätzlich, sondern 
verrechnet diese Pauschale mit dem Ar-
beitnehmer-Pauschbetrag. Der Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag von bisher 1.000 Euro 
erhöht sich ab 01.01.2023 auf 1.230 Euro.

Häusliches Arbeitszimmer ab 01.01. 
2023: Bildet das häusliche Arbeitszimmer 
den Mittelpunkt der gesamten beruflichen 
Tätigkeit, können die Aufwendungen in vol-
ler Höhe als Betriebsausgaben oder Wer-
bungskosten abgezogen werden. Dies gilt 
auch dann, wenn für die betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit ein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht. Zur Erleichte-
rung kann der Steuerpflichtige anstelle 
der tatsächlichen Aufwendungen aber 
auch einen pauschalen Betrag in Höhe von 
1.260 Euro geltend machen (sog. Jahres-
pauschale). Damit müssen Arbeitnehmer 
die tatsächlichen Kosten nicht mehr nach-
weisen bzw. keine Belege mehr sammeln.
Sollten die Voraussetzungen für den Abzug 
der Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer nicht im gesamten Jahr vor-
liegen, ermäßigt sich der Betrag von 1.260 
Euro um ein Zwölftel (=105 Euro/Monat).

Die Sachbezugswerte im Überblick: 
Der monatliche Sachbezugswert für ver-
billigte oder unentgeltliche Mahlzeiten be-
trägt ab 01.01.2023 288 Euro. Damit sind 
für ein Frühstück kalendertäglich 2,00 
Euro und für ein Mittag- oder Abendes-
sen kalendertäglich 3,80 Euro anzusetzen. 
Der kalendertägliche Gesamtwert für Ver-
pflegung liegt demnach bei 9,60 Euro. Ab 
dem 01.01.2023 beträgt der Sachbezugs-
wert für freie oder verbilligte Unterkunft 
an Arbeitnehmer 265 Euro. Daraus ergibt 
sich ein kalendertäglicher Wert ab dem 
01.01.2023 in Höhe von 8,83 Euro. Der 
Wert der Unterkunft kann auch mit dem 
ortsüblichen Mietpreis bewertet werden, 
wenn der Tabellenwert im Einzelfall unbillig 
wäre.

Die Sachbezugswerte 2023 sind bereits ab 
dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 
2023 maßgeblich, da die geänderte SvEV 
am 01.01.2023 in Kraft treten. Die vorge-
nannten Sachbezugswerte unterliegen 
sowohl der Steuer- als auch der Beitrags-
pflicht in der Sozialversicherung.

Bemessungsgrundlage der Grunder-
werbsteuer bei Grundstückserwerb 
von erschließungspflichtiger Gemeinde
Beim Erwerb eines unerschlossenen 
Grundstücks von einer erschließungs-
pflichtigen Gemeinde ist die Grunder-
werbsteuer regelmäßig nur auf den Preis 
für das unerschlossene Grundstück zu 
zahlen. Dies gilt auch dann, wenn der Er-
werber sich vertraglich verpflichtet, für die 
künftige Erschließung einen bestimmten 
Betrag an die Gemeinde zu zahlen. Dies 
entschied der Bundesfinanzhof.

Im Streitfall erwarb die Klägerin von der 
erschließungspflichtigen Gemeinde einen 
Miteigentumsanteil an einem unbebauten 
und unerschlossenen Grundstück. In dem 
Kaufvertrag waren Entgelte für das Grund-
stück und für die künftige Erschließung je-
weils gesondert ausgewiesen. Das beklag-
te Finanzamt setzte Grunderwerbsteuer 
fest und legte als Bemessungsgrundlage 
den Gesamtpreis unter Einbeziehung 
der Erschließungskosten zugrunde. Der 
Bundesfinanzhof entschied, dass ein 
solcher Vertrag regelmäßig in einen pri-
vatrechtlichen Vertrag über den Erwerb 
des unerschlossenen Grundstücks und 
einen öffentlich-rechtlichen Vertrag über 
die Ablösung des Erschließungsbeitrags 

aufzuteilen ist. Eine solche Ablösungsab-
rede sei nur öffentlich-rechtlich zulässig; 
als privatrechtliche Vereinbarung wäre 
sie nichtig. Das Vertragswerk sei jedoch 
so auszulegen, dass es weitestmöglich 
wirksam bleibt. Der Verkauf eines noch zu 
erschließenden Grundstücks durch die er-
schließungspflichtige Gemeinde sei nach 
Auffassung der Richter nicht mit dem Ver-
kauf durch einen privaten Erschließungs-
träger zu verwechseln.

Verantwortlichkeit eines „nominellen“ 
Geschäftsführers für die Erfüllung der 
steuerlichen Pflichten der GmbH
Die Verantwortlichkeit eines Geschäfts-
führers für die Erfüllung der steuerlichen 
Pflichten der GmbH ergibt sich allein aus 
der nominellen Bestellung zum Geschäfts-
führer. Dies sei auch dann der Fall, wenn 
der Geschäftsführer nur als Strohmann 
fungiere, so das Finanzgericht Münster.
Gemäß § 69 Satz 1 AO haften die in den 
§§ 34 und 35 AO bezeichneten Personen, 
soweit Ansprüche aus dem Steuerschuld-
verhältnis in Folge vorsätzlicher oder grob 
fahrlässiger Verletzung der ihnen aufer-
legten Pflichten nicht oder nicht rechtzei-
tig festgesetzt oder erfüllt werden. Zu den 
potenziellen Haftungsschuldnern gehören 
u. a. die gesetzlichen Vertreter juristischer 
Personen. Gesetzlicher Vertreter einer 
GmbH ist deren Geschäftsführer. Gemäß § 
34 Abs. 1 Satz 1 AO haben die gesetzlichen 
Vertreter juristischer Personen und die 
Geschäftsführer von nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen deren steuerliche 
Pflichten zu erfüllen.

Die Klägerin war als (einzige) nominelle Ge-
schäftsführerin und spätere Liquidatorin 
der GmbH deren gesetzliche Vertreterin, 
und zwar von der Gründung der Gesell-
schaft im Jahr 2007 bis in das Jahr 2017. 
Inwieweit die Klägerin diese Aufgabe tat-
sächlich erfüllt habe, sei tatbestandlich 
ebenso ohne Bedeutung wie der Um-
stand, dass ihr Ehemann tatsächlich die 
Geschäfte der GmbH geführt habe. Da es 
den Eheleuten gerade auf die Bestellung 
der Klägerin als Geschäftsführerin ankam, 
liege auch nicht etwa ein Scheingeschäft 
vor. Dass die Klägerin in der GmbH nicht 
tatsächlich die Geschäfte führte, sondern 
nur als Strohfrau fungierte, ändere an der 
objektiv vorliegenden Pflichtverletzung 
nichts. 
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Bitte beachten:

Unternehmerfrühstück

Wann:		  16.06.2023 in Kassel um 09.30 Uhr 
		  23.06.2023 in Bad Wildungen um 09.30 Uhr
 
Thema: 		 Aktuelle Entwicklungen im Arbeitsrecht
		  Herr Rittinghaus informiert Sie zu aktuellen Themen aus  
		  dem Arbeitsrecht und gibt Ihnen einen Überblick über die  
		  wichtigsten Entscheidungen der Arbeitsgerichte aus den  
		  letzten Monaten von Arbeitsvertrag bis Zeiterfassung.

Referent:	 RA Patrick Rittinghaus
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